
Änderungen der BVV 2 im Rahmen der 1. BVG-Revision 

 

Synthese der Resultate des Vernehmlassungsverfahrens 
zum 3. Paket (April 2005) 

 

1 Einleitung 

1.1 Ausgangslage 

Am 24. März 2004 hat der Bundesrat auf Antrag des EDI entschieden, die 1. BVG-Revi-
sion in drei Paketen in Kraft zu setzen; gleichzeitig hat er die Verordnungsbestimmungen 
des 1. Paketes verabschiedet. Diese Bestimmungen betreffen die Transparenz, die pari-
tätische Verwaltung und die Auflösung von Anschlussverträgen. Sie sind am 1. April 2004 
in Kraft getreten. Das zweite Paket der Verordnungsänderungen ist am 18. August 2004 
verabschiedet worden und auf den 1. Januar 2005 in Kraft getreten. Es behandelt alle 
anderen Bestimmungen der 1. BVG-Revision ausser die Bestimmungen über den Begriff 
der beruflichen Vorsorge und den Einkauf. Diese finden sich im vorliegenden Paket - das 
dritte und letzte -, das am 1. Januar 2006 in Kraft treten wird.  

Zur Vorbereitung dieses dritten Paketes hat der Bundesrat eine Vernehmlassung der 
entsprechenden Bestimmungen der BVV 2 durchgeführt. Die Vernehmlassung begann 
am 14. Januar 2005 und endete am 15. März 2005. 

Die Liste der Vernehmlassungsadressaten ist im Anhang zu diesem Bericht zu finden. 

 

1.2 Eingegangene Vernehmlassungen 

Von den 83 Adressaten haben 52 Stellung genommen, darunter: 21 Kantonsregierungen, 
4 politische Parteien, 3 Behörden oder verwandte Organisationen, 11 Spitzenverbände 
der Wirtschaft, 5 Interessenvertreter der Versicherten, Leistungsbezüger und Selbstän-
digerwerbenden, 2 Vorsorge- oder Versicherungseinrichtungen und 4 andere interessier-
te Organisationen; die SGK-N und SGK-S haben ebenfalls zum Verordnungsentwurf 
Stellung genommen.  

Zudem sind 41 spontane Stellungnahmen von Unternehmen, Vorsorgeeinrichtungen und 
anderen Organisationen, 14 von Einzelpersonen eingegangen. 8 Stellungnahmen trafen 
zu spät ein, die aber im Rahmen des Möglichen berücksichtigt wurden. 

2 Allgemeine Bemerkungen zu den vorgeschlagenen Änderungen 

2.1 Konsultierte Adressaten 

Allgemein wurde der BVV 2-Entwurf unterschiedlich aufgenommen. 16 Adressaten haben 
den Entwurf positiv beurteilt, 26 sind geteilter Meinung und 6 befanden ihn als schlecht. 

Bei den geteilten Meinungen begrüsst man den Willen des Bundesrates, den Begriff der 
beruflichen Vorsorge zu präzisieren, aber man ist nicht mit dem Inhalt der Bestimmungen 
einverstanden. 

Die Ablehnung ist am ausgeprägtesten beim Mindestalter für den vorzeitigen Alters-
rücktritt von 60 Jahren. Nur Travail.Suisse, SSK, CSP und die Kantone AG, AR, GL, 



VS, SH und JU sind für diese Limite. Für eine sehr grosse Mehrheit der Adressaten muss 
diese herabgesetzt werden; bezüglich Altersgrenze wird Alter 55 favorisiert (SVV, SGV, 
kv schweiz, SP, FDP, ASIP, ARBEITGEBER, Vorsorgeforum, VD, GE, LU, NW, SO, 
GR, Treuhand-Kammer, Schweizerische Kammer der Pensionskassen-Experten, 
innovation zweite säule, VVP, SVP, SBV, SLFV, ARGOS, SGB und STV), mit einzel-
nen Meinungen für eine Limite zwischen 57 und 59 Jahren (SAEB, SZ, TG, ZG). 

Die Ausnahme auf Grund von öffentlich-rechtlichen Bestimmungen unter Alter 60 wurde 
auch schlecht aufgenommen. 

Für die übrigen Bestimmungen ist es schwierig, eine globale Beurteilung abzugeben, die 
Meinungen sind oft sehr verschieden, resp. widersprüchlich. Vereinfacht gesagt: die wirt-
schaftlichen Kreise finden den Entwurf zu restriktiv, nach dem Grossteil der Kantone da-
gegen wie auch nach den Gewerkschaften und der linken Kreise darf er aber nicht weiter 
gehen. 

Die SGK-N beurteilt den Entwurf generell als gut, die SGK-S findet ihn schlecht. 
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Gesamteindruck der Vorlage: 
positiv negativ geteilt 

� AG 

� FDK 

� FR 

� GL 

� JU 

� NE 

� OW 

� Pro Senectute 

� SAEB 

� SGK-N 

� SH 

� SSK 

� TG 

� TI 

� VD 

� VS 

� ARBEITGEBER 

� economiesuisse 

� FER 

� SGK-S 

� SGV 

� SVP 

� AI 

� ARGOS 

� ASIP 

� BE 

� BL 

� BS 

� CVP 

� FDP 

� GE 

� GL 

� GR 

� innovation zweite säule 

� LU 

� NW 

� Schw. Kammer der Pensionskassen-
Experten 

� SG 

� SGB 

� SO 

� SP 

� SVV 

� Treuhand-Kammer 

� UR 

� Vorsorgeforum 

� VD 

� VVP 

� ZG 
 

 

Aussagen zum vorzeitigen Altersrücktritt 
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(Mindestalter 60 Jahre): 
positive negative andere 

� AG 

� AR 

� CSP 

� GL 

� JU 

� SH 

� SSK 

� Travail.Suisse 

� VS 

� AI 

� ARGOS 

� ARBEITGEBER 

� ASIP 

� BL 

� CVP 

� economiesuisse 

� FDK 

� FDP 

� FER 

� GE 

� GR 

� innovation zweite säule 

� LU 

� NW 

� kv schweiz 

� SAEB 

� SBV 

� Schw. Kammer der Pensi-
onskassen Experten 

� SGB 

� SGK-S 

� SGV 

� SLFV 

� SO 

� SP 

� STV 

� SVP 

� SVV 

� Swissbanking 

� BE 

� BS 

� GE 

� NE 

� OW 

� SAV 

� SG 

� UR 

� ZH 
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� TG 

� TI 

� Treuhand-Kammer 

� VD 

� Vorsorgeforum 

� VVP 

� ZG 

 

2.2 Spontane Stellungnahmen 

Die Gesamtheit der 55 spontanen Stellungnahmen bezieht sich sozusagen auf das Min-
destalter des vorzeitigen Altersrücktritts von 60 Jahren in Artikel 1h. Es wird die Herab-
setzung auf Alter 55 oder manchmal auf Alter 57, 58 oder 59 verlangt. Ein Verband 
spricht sich für eine Erhöhung des Mindestalters für den vorzeitigen Altersrücktritt auf 63 
Jahre aus.  

Die anderen Bestimmungen werden weniger heftig kritisiert, es ist aber schwierig, sie zu-
sammenzufassen, da sie ausserordentlich divergieren. 

Gewisse Stellungnahmen schliesslich opponierten generell gegen den Entwurf, der als zu 
restriktiv, oder seltener, als zu liberal eingestuft wurde. 

 

3 Stellungnahmen 

3.1 Grundsätze der beruflichen Vorsorge 

3.1.1 Angemessenheit 

Beiträge und Leistungen (Art. 1) 

AR unterstützt die vorgeschlagene Lösung. 

SGB, kv schweiz, TG, SG, OW, FER, ARGOS, CSP und SP sind mit dieser Be-
stimmung grundsätzlich einverstanden. In gewissen Fällen von temporärer Senkung des 
Arbeitspensums könnten aber die Limiten gemäss diesem Artikel übertroffen werden. Ei-
ne ausdrückliche Erwähnung im Verordnungstext (kv schweiz: in den Erläuterungen) ist 
resp. Beispiele in den Erläuterungen sind notwendig. Im weiteren stösst die Bewertung 
der Angemessenheit der Vorsorge von Arbeitnehmern, die mehrere Vorsorgeverhältnisse 
bei mehreren Vorsorgeeinrichtungen haben, für die Vorsorgeeinrichtungen auf praktische 
Schwierigkeiten. FER äussert sich zur Anwendung einer solchen Bestimmung auf öffent-
lichrechtliche Kassen, von denen einige bereits heute diese Limiten überschritten: auf 
den privat- und den öffentlich-rechtlichen Bereich sollte eine gleichwertige Lösung an-
wendbar sein. 

Für die ARBEITGEBER und economiesuisse sind die generellen Limitierungen auf 70 
und 30 Prozent allenfalls vom Steuerstandpunkt aus notwendig, für den Vorsorgezweck 
jedoch zu starr. Es muss möglich sein im Einzelfall davon abzuweichen, insbesondere 
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bei tieferen Einkommen (Altersteilzeit). Betreffend des Ausschlusses der Überversiche-
rung schlagen die ARBEITGEBER vor: „... und in beiden Fällen die Leistungen ... nicht 
zu einer Überversicherung im Ausmass von über 100 % des Nettoeinkommens führen“. 

TI, NW, BS, SH, UR, ASIP, SGV und SVP sind der Ansicht, dass die Limite von 70 auf 
80 % resp. sogar 90 % erhöht werden sollte. 

TI, NW, BS, UR, ZH, SBV, Vorsorgeforum und SLFV sind der Ansicht, dass Grund be-
steht, den Vorbehalt der Überversicherung zu streichen. NE findet diese Bestimmung 
wenig klar und fragt sich, ob es sich um die Überversicherung nach Art. 24 Abs. 1 BVV 2 
handelt. 

Die in der Bestimmung aufgeführten Prozentsätze von 70 und 30 haben für die Mehrheit 
der Versicherten eine Überversicherung zur Folge: SSK, FDK, AG, SZ, VD, LU, GR, ZG, 
BE, GL, SO und AI schlagen eine Limite der reglementarischen Leistungen von 60 % 
des letzten AHV-pflichtigen Lohnes oder Einkommens vor. 

Zu Absatz 1 Buchstabe b schlagen LU, AI, GL, SO, NE, VS und ZG vor, die jährlichen 
Beiträge auf 20 Prozent aller AHV-pflichtigen Löhne bzw. Einkommen festzulegen (ZH ist 
für 25 Prozent), wobei als Bezugsgrösse für die jährlichen Beiträge nur diejenigen für die 
Altersleistungen (beziehungsweise die „Altersgutschriften“) zu berücksichtigen sind. Da 
man in Buchstabe a auf die Altersleistungen abstellt, sollten auch bei den Beiträgen auf 
die für diese Leistungen bestimmten Anteile abgestellt werden. Sonst können Einrichtun-
gen mit tiefen Risikoleistungen höhere Altersleistungen vorsehen als andere. Nach AI 
und ZG wird bei einer Limitierung auf 30 % ein höheres Leistungsziel anvisiert als bei 
Buchstabe a (mit Limitierung auf 60 %). 

Im Hinblick auf die Art der Beiträge, welche berücksichtigt werden müssen, präzisieren 
FER und VVP, dass die Sanierungsbeiträge im Betrag gemäss Buchstabe b nicht inbe-
griffen sein dürften. GE hält aus seiner Sicht fest, dass die Risikobeiträge für Invalidität 
und Tod ausgeschlossen sein müssten, da sich sonst die berufliche Vorsorge gewisser 
Versicherter, namentlich derjenigen vom Bau, im Vergleich zu derjenigen anderer Versi-
cherter verringerte. 

Dagegen muss gemäss SSK, FDK, AG, SZ und VD die Limite von 20 % hinsichtlich des 
jährlichen Betrages der Altersgutschriften von Arbeitgeber und Arbeitnehmer festgelegt 
werden (und nicht hinsichtlich der reglementarischen Beiträge von Arbeitgeber und Ar-
beitnehmer). 

Für AI und Vorsorgeforum ist zusätzlich wichtig, dass man auf die Berechnungsmodelle 
abstellt und nicht auf den konkreten Einzelfall, damit individuelle Umstände (z.B. Reduk-
tion des Beschäftigungsumfangs vor der Pensionierung) keinen Einfluss auf die Frage 
der Angemessenheit haben. 

GR und Vorsorgeforum legen Wert darauf, dass die Buchstaben a und b alternativ und 
nicht kumulativ formuliert sind.  

Nach innovation zweite säule stellt sich zu Absatz 1 die Frage, auf welche Grundlage 
sich die Begrenzungen stützen können, wenn es sich um eine Vorsorgeeinrichtung han-
delt, die reine Ermessensleistungen erbringt. Ferner sind für die Bemessung einer Über-
versicherung wohl auch die Leistungen der IV zu erwähnen.  
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Nach Treuhand-Kammer ist Absatz 1 falsch formuliert, da die vorgeschlagenen Re-
gelungen kumulativ mit der Voraussetzung des Überversicherungsverbotes kombiniert 
werden. Im Weitern ist unklar, ob und wenn ja, welche Prüfung nun noch durch die Steu-
erbehörden vorgenommen werden kann.  

SVV, FR, Travail.Suisse und Treuhand-Kammer weisen darauf hin, dass Einkom-
mensschwankungen oder Veränderungen des Beschäftigungsgrades während der letz-
ten 3, 5 oder 10 Jahre vor dem Altersrücktritt Rechnung getragen werden müsse.  

Nach Schweizerischer Kammer der Pensionskassen-Experten ist Absatz 1 abzu-
ändern. Grundsätzlich wird der Begriff der Überversicherung bei individuellen Vor-
sorgeverhältnissen verwendet. Hier wird jedoch der Bezug zum betreffenden Vorsor-
geplan angesprochen.  

SAV schlägt eine Neufassung von Absatz 1 vor, wonach Buchstabe a sich auf Leis-
tungsprimatpläne und Buchstabe b sich auf Beitragspläne bezieht. Nach letztem Teilsatz 
von Absatz 1 darf keine Überversicherung entstehen. Durch Artikel 79c BVG ist nur der 
versicherbare Lohn zu begrenzen, nicht aber die Leistungen. 

BE schlägt vor, Absatz 1 Buchstabe b und Absatz 3 zu streichen, da diese dem Auto-
nomie- und Selbständigkeitsbereich nach Artikel 49 Absatz 1 BVG widersprechen. 

Nach GR und SG ist Absatz 2 zu streichen, da Sparpläne ohne Versicherung des Lang-
leberisikos (Altersrente) BVG-rechtlich nicht zulässig sind (vgl. dazu Artikel 1g). Pläne, 
die keine Umwandlung in eine Rente vorsehen, sind daher ohnehin ausgeschlossen. 

ASIP ist mit Absatz 2 einverstanden, beantragt aber, Absatz 3 zu streichen. Es geht dar-
um, die Angemessenheit pro Vorsorgeplan modellmässig zu definieren. 

SVP und VVP schlagen vor, Absatz 3 zu streichen. CVP, innovation zweite säule und 
AI stellen sich die Frage, ob die Einhaltung von Absatz 3 ohne grossen Verwal-
tungsaufwand zu kontrollieren ist. 

Vorzeitiger Altersrücktritt (Art. 1a) 

SGV, SVP, VVP, Vorsorgeforum, ASIP, SBV, SLFV, FER, UR, ZH, CSP und JU be-
grüssen die Einkaufsmöglichkeiten. 

Die FDK unterstützt die in Abs. 2 vorgesehenen Restriktionen. 

SGV, VVP und SVP empfehlen, Absatz 2 integral zu streichen oder zumindest Buchstabe 
a dieser Bestimmung. Für SGV, Vorsorgeforum und ASIP muss die Bestimmung so an-
gepasst werden, dass das reglementarische Leistungsziel um 20 bzw. 25 Prozent über-
schritten werden darf. SGK-S und Schweizerische Kammer der Pensionskassen-
Experten betrachten die Limite der möglichen Überschreitung des reglementarischen 
Vorsorgeziels von 5 Prozent als zu tief und nicht begründet. FDP und ZG schlagen vor, 
eine Überschreitung des reglementarischen Leistungsziels um 10 Prozent zuzulassen 
(Absatz 2 Buchstabe b). (ZG befürwortet zudem ausdrücklich Vorkehren für den Fall der 
Weiterarbeit trotz Vorfinanzierung.) Nach Treuhand-Kammer besteht kein gesetzlicher 
Zwang zur Regelung von Vorfinanzierungen von Frühpensionierungen. Absatz 1 kann 
daher gestrichen werden. In Absatz 2 soll die Toleranzlimite entsprechend der Auffas-
sung der BVG-Kommission auf 20 % festgesetzt werden.  
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Nach ARBEITGEBER, STV, FER und SAV ist die Toleranzgrenze von 5 % für eine allfäl-
lige Überschreitung des reglementarischen Leistungsziels viel zu eng; sie beantragen, 
eine Abweichung in Einzelfällen vorzusehen und die Limite auf 20 % zu erhöhen. 

SBV und SLFV beantragen in Absatz 2 Buchstabe a die Einstellung ab dem ersten Tag 
des vollständigen Aufschubs. 

SGB, Travail.Suisse, kv schweiz und SP sind mit dem Grundsatz einverstanden. Die 
vorgeschlagene Lösung und die 5 %-Limite sind aber zu schematisch. Eine sofortige Ein-
stellung der Äufnung ist nur bei vollem Einkauf gerechtfertigt und kann bei nur teilweisem 
Einkauf zu Leistungskürzungen führen. SGB, Travail.Suisse, kv schweiz und SP bean-
tragen daher, Absatz 2 entsprechend auszugestalten. Weiter gilt es zu berücksichtigen, 
dass es auch (temporäre) Überbrückungsrenten gibt. 

LU, BS, AI, OW, BE und NW erachten Absatz 2 Buchstabe a als gesetzwidrig, da dies-
falls Beiträge nicht während der ganzen Versicherungsdauer zu entrichten wären (gegen 
Artikel 10, 13, 15 f. in Verbindung mit Artikel 66 BVG verstossend). Hinsichtlich Buchsta-
be b befürchten LU und NW grosse Umsetzungsprobleme. 

CVP, BS, AI, FR, SH und SAV halten zu Buchstabe b fest, dass die Limitierung auf eine 
maximale Überschreitung um 5 % in der Praxis (grösste) Umsetzungsprobleme bietet, 
welche in keinem Verhältnis zur Zielsetzung der Verhinderung von Missbräuchen stehen. 
SH wünscht daher, dass die Notwendigkeit dieser Schranke nochmals geprüft wird.  

TI stellt einen Widerspruch zwischen Artikel 1a Absatz 2 und Artikel 15 und 16 BVG fest 
und gibt zu bedenken, dass die Grenze von 5 % Missbräuche nicht wird verhindern kön-
nen.  

SO erachtet den Vorschlag im Vernehmlassungsentwurf für Pensionskassen mit Bei-
tragsprimat als richtig, aber nicht für Pensionskassen mit Leistungsprimat. 

SVV verlangt eine präzisere Formulierung bezüglich der Äufnung des Altersguthabens 
oder die Streichung von Absatz 1 Buchstabe a, da die vorgeschlagene Massnahme dazu 
führen kann, dass Personen, die den vorzeitigen Altersrücktritt vorfinanziert haben, und 
trotzdem weiterarbeiten, kleinere Altersleistungen erhalten als Personen, die keinen Ein-
kauf getätigt haben.  

Für SG geht die Zulassung der Überschreitung des Leistungsziels um 5 % bis an die 
äusserste Grenze. Zusammen mit den anderen Bedingungen wird dadurch noch eini-
germassen gewährleistet, dass die Vorfinanzierungsmöglichkeit für die Vorsorge und 
nicht für Steueroptimierung benutzt wird. Auch für TG ist die Begrenzung auf höchstens 
5 % notwendig und die Problematik wird durch das Mindestalter 60 etwas entschärft, wo-
durch die Regelung insgesamt akzeptabel wird. 

SSK, SZ und AG rufen in Erinnerung, dass die zusätzlichen Einkäufe nicht dazu dienen 
dürfen, auf dem Umweg von individuellen Einzahlungen über das reglementarische Leis-
tungsziel hinauszukommen, welches durch die Entrichtung der üblichen reglementari-
schen Beiträge bis zum reglementarischen Altersrücktritt erreicht wird. Die Massnahmen, 
wie sie in Absatz 2 vorgesehen sind, erscheinen daher absolut nötig, um sicherzustellen, 
dass die Möglichkeit, zusätzliche Einkäufe zu tätigen, effektiv dazu dient, die vorzeitige 
Pensionierung vorzufinanzieren und somit die missbräuchliche Verwendung zu Steuerop-
timierungszwecken durch bessergestellte Personen zu verhindern. 
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Gemäss GE sollten Übergangsbestimmungen für Vorsorgeeinrichtungen vorgesehen 
werden, welche in ihren Reglementen über die in Artikel 1a Absatz 2 vorgesehenen Be-
grenzungen hinausgehen, und grundsätzlich auch für Personen, welche gestützt auf die-
se Bestimmungen zusätzliche Einkäufe getätigt haben. 

JU findet die Möglichkeit zu zusätzlichen Einkäufen völlig gerechtfertigt, ist aber der An-
sicht, dass die Einstellung der Äufnung des Altersguthabens ab dem ersten Tag des Auf-
schubs dem BVG widerspricht. 

3.1.2 Kollektivität 

Vorsorgepläne (Art. 1b) 

Zustimmung: SSK, AG, SZ, JU, SBV, ASIP, SLFV, VVP und SH 

SGB, kv schweiz, TG und SP sind mit Absatz 1 einverstanden. 

Die Treuhand-Kammer begrüsst diese Bestimmung. Der letzte Satz in den Erläute-
rungen: „Aufgrund..“. ist unverständlich, widerspricht dem Verordnungstext und dem 
Grundsatz der virtuellen Kollektivität und ist daher zu streichen. Es erstaunt, dass der 
Begriff „Versichertenkategorie“ nicht mehr verwendet wird. 

Nach GR und SG stellt die vorgeschlagene Bestimmung die bisherige Praxis dar. Der Ka-
talog der in der Verordnungsbestimmung aufgezählten Kriterien sollte jedoch überdacht 
werden. Um personenbezogene Lösungen zu verhindern, sollte zuerst der Lohn als vor-
rangiges Kriterium genannt werden. Das Abstellen auf das Dienstalter sollte nicht als Kri-
terium in der Verordnung stehen. 

SGB, CSP, kv schweiz, Travail.Suisse und SP fordern die ersatzlose Streichung von 
Absatz 2 (da Kollektivität etwas Konkretes ist). 

LU befürwortet die Regelung der virtuellen Kollektivität für Arbeitnehmeraktionäre, lehnt 
sie demgegenüber für freiwillig versicherte Selbständigerwerbende ab. 

Um juristische Auslegungsprobleme zu vermeiden, beantragen SSK, AG, SZ, JU, BS, 
AI, GR, SG, TG, BE, GL, SO, UR, ZH, NE, VS und VD, Artikel 1b Absatz 2 dahin gehend 
zu präzisieren, dass Artikel 44 BVG anwendbar ist. SSK, AG, SZ und JU begrüssen den 
Grundsatz der virtuellen Kollektivität ausdrücklich, weisen aber gestützt auf die Erläute-
rungen zu dieser Bestimmung darauf hin, dass dieser Grundsatz für die Selbständiger-
werbenden nicht zur Anwendung kommt. SGV beantragt demgegenüber mit Nachdruck, 
dass die virtuelle Kollektivität auch für Selbständigerwerbende gilt. 

TG weist zusätzlich darauf hin, dass bei personenbezogenen Verhältnissen die Steu-
erbehörden weiterhin die Frage der verdeckten Gewinnausschüttung werden prüfen 
müssen. 

Nach Ansicht von SVV sollte die Aufzählung der objektiven Kriterien im Verordnungstext 
beispielhaften Charakter haben und nicht abschliessend sein. Im Weiteren begrüsst er 
die Anerkennung des Prinzips der virtuellen Kollektivität.  

innovation zweite säule fragt sich, ob es nicht besser ist, diesen Artikel zu streichen, da 
der Begriff der Kollektivität wohl an die Grenze der zweckmässigen Regulierung kommt. 

Wahlmöglichkeiten zwischen Vorsorgeplänen (Art. 1c) 
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Zustimmung ohne Kommentar: SBV, SLFV, Travail.Suisse 

SGB, kv schweiz, ZH und ZG sind mit den vorgesehenen Wahlmöglichkeiten einverstan-
den, aber nur unter der Voraussetzung, dass die in Absatz 2 genannten Voraussetzun-
gen bleiben und nicht abgeschwächt werden.  

SSK, AG, SZ, TG, LU, GL, BS, ZG, SO, NE, VS und VD akzeptieren das Prinzip der 
Möglichkeit des Versicherten, unter verschiedenen Plänen zu wählen, sofern jedes Kol-
lektiv mindestens 20 Versicherte umfasst.  

LU, GL und BS schlagen vor, anstelle der 2/3-Regelung in Absatz 2 die Regelung aufzu-
nehmen, wonach nur drei Vorsorgepläne angeboten werden dürfen, wenn das Kollektiv 
aus mindestens 20 Versicherten besteht.  

TI, NW, SH, BE und AI fragen sich, ob diese Regelung nicht im Widerspruch zu Artikel 
49 BVG steht, wonach die Vorsorgeeinrichtungen insbesondere im Bereich der Finanzie-
rung frei sind.  

Die FDP begrüsst die grössere Flexibilität, die durch die Wahl von Vorsorgeplänen für die 
Versicherten entsteht. Allerdings wirft sie die Frage auf, ob die Vorsorgeeinrichtungen 
nicht mehr als 3 Vorsorgepläne pro Kollektiv sollten anbieten können, unter der Voraus-
setzung, dass durch diese noch grössere Flexibilität für die Beaufsichtigung keine Prob-
leme entstehen. Nach STV und SGV ist nicht einsichtig, weshalb nach Absatz 1 die Vor-
sorgeeinrichtung für die Versicherten jedes Kollektivs nicht mehrere Vorsorgepläne an-
bieten darf. Hier muss unbedingt eine offenere Lösung angestrebt werden. Im weiteren 
ist in Absatz 2 der erste Satz zu streichen. Diese Vorgaben sind unnötig, und es reicht 
vollkommen, dass der Beitragssatz des Arbeitgebers in jedem Plan gleich gross ist. 

FER, ARBEITGEBER, Treuhand-Kammer, SVV, SGV, ASIP, Vorsorgeforum und VVP 
sind für die Begrenzung der Wahl von drei Plänen, schlagen aber vor, Absatz 2 zu strei-
chen. Für FER muss diese Begrenzung im Rahmen einer Gemeinschaftsstiftung sich auf 
das Kollektiv und nicht auf die Gesamtheit des Unternehmenskollektiv beziehen. Nach 
ARGOS dürfte Abs. 2 nicht die Gemeinschaftseinrichtungen betreffen, die Selbständig-
erwerbende versichern. 

Für SVV ist die konkrete Ausgestaltung der Beitragsanteile der Vorsorgeeinrichtung zu 
überlassen. Artikel 1c Absatz 2 letzter Satz widerspricht Artikel 66 Absatz 1 letzter Satz 
BVG: Der Arbeitgeber wird auf dem Verordnungsweg gezwungen, seinen Anteil im Mini-
malplan und im mittleren Plan auf über die Hälfte zu erhöhen. 

OW begrüsst die Möglichkeit der Auswahl bei den Vorsorgeplänen, sieht aber weiteren 
administrativen Aufwand. 

Die Schweizerische Kammer der Pensionskassen-Experten unterstützt die Zulassung 
von Wahlmöglichkeiten innerhalb des Kollektivs, fragwürdig ist aber das Erfordernis des 
identischen Arbeitgeberbeitrages für jeden Vorsorgeplan (gleicher Meinung ist auch in-
novation zweite säule). Sie stellt den Antrag, in Absatz 2 den letzten Satz zu streichen. 

SAV begrüsst grundsätzlich den Vorschlag. Die Regelung bezüglich der Beitragsanteile 
ist aber zu streichen, da mit Artikel 66 Absatz 1 BVG nicht vereinbar. 

SG beantragt die Streichung des Artikels. SG lehnt die Wahlmöglichkeit zwischen meh-
reren Vorsorgeplänen ganz ab, da Vorsorge ein kollektiv finanziertes und auf inner-
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betrieblichen Solidaritäten beruhendes Vorsorgesystem ist, die Wahlmöglichkeit im Wi-
derspruch zur Rechtsprechung steht und die Gefahr besteht, dass Versicherte nicht den 
für sie notwendigen Plan wählen. Unabhängig dazu greift ausserdem Absatz 2 in die 
Freiheit der Vorsorgeeinrichtung betreffend ihrer Finanzierung ein.  

Nach GE ist es nicht logisch, den Arbeitgeber zur Bezahlung der gleichen Beitragshöhe 
für jeden Plan zu zwingen. Diese Bestimmung muss so geändert werden, dass nicht der 
Betrag, sondern der finanzielle Aufwand des Arbeitgebers für jeden Plan identisch sein 
muss. 

Wahl der Anlagestrategien (Art. 1d) 

Zustimmung zur Bestimmung: SBV, SVV, SLFV, Travail.Suisse, Treuhand-Kammer 

SGB, BS, TG und LU sind mit der Wahlmöglichkeit unter verschiedenen Anlage-
strategien einverstanden, sofern die Voraussetzungen so bleiben, wie sie jetzt sind. Auch 
SG ist einverstanden, jedoch muss die Verordnungsbestimmung ergänzt werden mit dem 
Hinweis, dass die Gesetzesvorschriften (inklusive diejenigen des FZG) eingehalten wer-
den müssen. 

LU, NW, ZG, TI und SO geben zu bedenken, dass Artikel 17 FZG angepasst werden 
muss, wenn die Bestimmung wie vorgeschlagen in Kraft treten wird. Nach ZG ist ausser-
dem der Bezug auf „ nicht registrierte“ Einrichtungen durch das Kriterium der Unterstel-
lung unter das Freizügigkeitsgesetz zu ersetzen. ZG und NE befürworten ausdrücklich, 
dass die Wahlmöglichkeit nur über dem anderthalbfachen oberen Grenzbetrag und somit 
nicht garantiert durch den Sicherheitsfonds gestaltet werden kann.  

Die Schweizerische Kammer der Pensionskassen-Experten ist für die Wahl der Anla-
gestrategie. Der vorgeschlagene Artikel führt jedoch zum Widerspruch mit diversen ande-
ren gesetzlichen Anforderungen (insb. FZG). Sie stellt daher den Antrag für eine Neufor-
mulierung: „Innerhalb des Vorsorgeplanes dürfen im überobligatorischen Bereich unter-
schiedliche Anlagestrategien angeboten werden. Entscheidet sich der Versicherte für ei-
ne individuelle Anlagestrategie, kommt auf diesem Altersguthaben Artikel 17 FZG nicht 
zur Anwendung“. Für GE besteht ein Risiko bezüglich Artikel 15 bis 17 FZG, indem ein 
Versicherter, dessen Anlagen gewichtige Verluste erlitten haben, das Arbeitsverhältnis 
auflöst, um so die Austrittsleistung zu erhalten und nicht die reduzierte Rücktrittsleistung. 
Bei dieser Ausgangslage wird der Verlust durch das Versichertenkollektiv getragen. Nach 
GE muss in der FZV die Nichtanwendung der Artikel 15 bis 17 FZG festgelegt werden, 
um zu verhindern, dass sich dieses Risiko realisiert. 

SAV begrüsst grundsätzlich diese Bestimmung. Sie weist aber darauf hin, dass gewisse 
Bestimmungen (z.B. Artikel 17 FZG) tangiert sein können. Gleichzeitig ist zu beachten, 
dass die Anwendung unterschiedlicher Anlagestrategien das Risiko beinhaltet, allenfalls 
die Risikofähigkeit der Vorsorgeeinrichtung generell zu beeinträchtigen.  

ASIP und das Vorsorgeforum stimmen grundsätzlich zu, geben aber zu bedenken, ob 
der Geltungsbereich in diesem Zusammenhang sinnvoll ist. Es wird folgende Neufassung 
beantragt: “Vorsorgeeinrichtungen, die ausschliesslich Lohnteile über dem an-
derthalbfachen oberen Grenzbetrag nach Artikel 8 BVG versichern, können unter-
schiedliche Anlagestrategien anbieten.“ Für AI schafft die Bedingung, dass die Vor-
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sorgeeinrichtung „nicht registriert“ sein muss, zusätzliche Fragen. Ansonsten begrüsst AI 
ausdrücklich, dass der Sicherheitsfonds für diese Anlagen nicht haftet. 

Der VVP und das Vorsorgeforum begrüssen grundsätzlich die Wahl der Anlagestrategie 
in der vorgesehenen Form, geben jedoch zu bedenken, dass sich dadurch Probleme mit 
Artikel 17 FZG ergeben können. 

SwissBanking ist der Meinung, dass die Erläuterungen die Flexibilität einschränken, und 
sieht ein Problem der Solidarität innerhalb desselben Vorsorgeplanes mit verschiedenen 
Anlagestrategien im Falle negativer Performance. Diese Frage sollte zusätzlich von der 
BVG-Kommission behandelt werden. 

OW und GL begrüssen die Möglichkeit der Wahl der Anlagestrategie, sehen aber weite-
ren administrativen Aufwand. Für GL ist es besser, auf diese Bestimmung zu verzichten. 

Nach innovation zweite säule ist hier die Regelungskonzeption falsch. Es geht darum, 
dass eine Vorsorgeeinrichtung nicht stark risikobehaftete Vorsorgepläne dem Sicher-
heitsfonds zu Lasten legen können soll. Folgende Formulierung wird vorgeschlagen: 
„Vorsorgeeinrichtungen können in ihren Vorsorgeplänen für denjenigen Bereich ver-
schiedene Anlagestrategien anbieten, die nicht den sachlichen Geltungsbereich des Si-
cherheitsfonds BVG betreffen“. 

GR hält die vorgeschlagene Wahlmöglichkeit für gesetzeswidrig, da damit die Vor-
schriften von Artikel 71 Absatz 1 BVG, 49 Absatz 2 und fortfolgende Artikel BVG (insbe-
sondere Artikel 50) mit der Anforderung der vorsichtigen Anlagestrategie verletzt werden. 

Nach SSK, SZ, VS, ZH und AG widerspricht die individuelle Wahl der Anlagestrategie an 
sich dem Grundsatz der Kollektivität und Solidarität. Daher sollte nach SSK, SZ und AG 
eine Wahl der Anlagestrategie durch den einzelnen Versicherten höchstens unter den 
eingeschränkten Bedingungen gemäss Verordnungsentwurf des Bundesrates möglich 
sein. 

Gemäss JU bietet diese Bestimmung den nichtregistrierten Vorsorgeeinrichtungen zu-
sätzliche Möglichkeiten, aber es ist zu befürchten, dass diese dadurch zu attraktiv wer-
den zum Nachteil der umhüllenden Vorsorgeeinrichtungen. 

3.1.3 Gleichbehandlung (Art. 1e) 

SGB, SBV, SVV, economiesuisse, SLFV, Travail.Suisse, VVP und kv schweiz sind 
damit einverstanden. 

Nach TI, LU, NW, BS, AI, SO, BE, GL, UR, ASIP und SVP ist zu präzisieren, was unter 
dem Begriff „Bedingungen“ zu verstehen ist. Es ist von „Vorsorgeplan“ oder von „Regle-
mentsbestimmungen“ zu sprechen. 

SSK, SZ, AG und VD sind der Meinung, dass die vorgeschlagene offene Formulierung 
grösstenteils der heutigen Praxis zum Grundsatz der Gleichbehandlung entspricht. Um in 
Zukunft die Gleichbehandlung unter den verschiedenen Kollektiven des gleichen Unter-
nehmens zu garantieren, schlagen AI, GR, ZG, TG, SO, SG, SSK, SZ, AG, SO, GE, JU, 
NE, VS, UR, ZH und VD vor, die Bestimmung zu ergänzen, wonach einzelne Kollektive 
nicht wesentlich besser gestellt werden dürfen (relative Gleichbehandlung, vgl. BGE 29. 
Juli 2004; 2A 45/2003, Lehre und Kreisschreiben der ESTV).  
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3.1.4 Planmässigkeit (Art. 1f) 

SGB, SBV, ASIP, SLFV, Travail.Suisse, kv schweiz, VVP, AI und LU sind damit ein-
verstanden. 

LU, BS, BE, NW, GE, TI, SH, NE, SO, ZH, innovation zweite säule und VVP würden es 
begrüssen, wenn der Begriff „realistischer Parameter“ konkretisiert bzw. definiert würde.. 
Für AI, ZG, TG, BE, LU, GL, SO, UR, ZH und GR sollte zusätzlich in der Verordnungs-
bestimmung festgehalten werden, dass die Parameter für die Versicherten offen zu legen 
sind.  

Die Umschreibung des Begriffs der Planmässigkeit entspricht der Rechtsprechung und 
der Verwaltungspraxis. Die Offenlegung der verschiedenen Parameter ist nur in den Er-
läuterungen erwähnt, dies ist in den Augen von SSK, SZ, VS und AG ungenügend. Die 
Plausibilität der Parameter kann von allen Beteiligten - nicht zuletzt auch von den Steuer-
behörden - nur nachvollzogen werden, wenn die Parameter offen gelegt werden. Die 
SSK, SZ und AG verlangen daher, dass Art. 1f wie folgt formuliert wird: „Der Vorsorge-
plan muss aufgrund realistischer Parameter festgelegt werden, welche für den Versicher-
ten offen zu legen sind.“  

Die Treuhand-Kammer und NE stellen den Antrag, den letzten Satz dieses Absatzes zu 
streichen. Für die Treuhand-Kammer ist diese Regelung zu schwammig und kann die 
Behörden veranlassen, zu sehr in die Gestaltungsfreiheit der Vorsorgeeinrichtungen ein-
zugreifen.  

SVV führt aus, dass Anlage- und Finanzierungsstiftungen sowie patronale Wohl-
fahrtsfonds als bewährte Instrumente der beruflichen Vorsorge anerkannt werden. Es 
empfiehlt sich, dies klarzustellen. Die Parameter zur Festlegung des Leistungsziels müs-
sen realistisch sein, um negative Auswirkungen auf das finanzielle Gleichgewicht der 
Vorsorgeeinrichtungen zu verhindern.  

GE ist der Meinung, dass in einer der nächsten Mitteilungen des BSV erneut präzisiert 
werden muss, dass das Reglement dem Arbeitgeber nicht die Möglichkeit gibt, den Bei-
tragssatz in Funktion des Geschäftsergebnisses festzulegen, sondern dieser im Regle-
ment zu fixieren ist.  

3.1.5 Versicherungsprinzip (Art. 1g) 

Die SSK, AG, ZG, TG, VS, CSP und VD stimmen dem Versicherungsprinzip zu, wie es 
im Verordnungsentwurf konkretisiert ist. Die auf den jeweiligen Vorsorgeplan beschränkte 
Betrachtungsweise ist aus Gründen der Einfachheit und Praktikabilität einer globalen Be-
trachtungsweise vorzuziehen. Eine globale Betrachtungsweise über verschiedene Vor-
sorgepläne oder sogar über verschiedene Vorsorgeeinrichtungen hinweg würde das im 
Gesetz verankerte Versicherungsprinzip faktisch aushöhlen, weil dann im Ergebnis künf-
tig reine Sparpläne möglich wären. Dies stände auch im Widerspruch zur geltenden 
Rechtsprechung des Bundesgerichtes zum Versicherungsprinzip. Die SSK, SGB, Tra-
vail.Suisse, kv schweiz, SP und VD sind mit einem Mindestversicherungsschutz von 10 
% aller Beiträge pro Vorsorgevertrag einverstanden, jedoch als absolutes Minimum. Wo 
bei wesentlich erhöhtem Risiko aus sachlichem Grund ein reiner Sparvorgang toleriert 
wird, ergibt sich mit dem zusätzlichen Erfordernis, dass in diesen Fällen die Altersleistung 
nur in Rentenform bezogen werden kann, ein für die Steuerbehörden akzeptierbares Er-
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gebnis. In den Erläuterungen sollte noch der Hinweis angebracht werden, dass die vor-
gesehene Berechnungsweise des minimalen Versicherungsschutzes für die Risiken Tod 
und Invalidität im Ergebnis dazu führen, dass der versicherte Verdienst für alle Risiken 
gleich festgelegt werden muss. SO begrüsst die Verankerung des Versicherungsprinzips 
im überobligatorischen Bereich ebenfalls, möchte den Vorsorgeeinrichtungen jedoch die 
Weiterführung der bisherigen Vorsorgesparpläne erlauben, da aus steuerlicher Sicht kein 
Interesse daran bestehen kann, bestehende Sparpläne bis zum Leistungsfall nur noch zu 
verzinsen. 

LU, BS, OW, AI, GL, ZH, SBV, SLFV und NW sind mit Absatz 1 nicht einverstanden. Für 
GR und SG gehört (unter Verweis auf die Rechtsprechung des Bundesgerichts) zur Be-
achtung des Versicherungsprinzips auch die Versicherung der Längerlebigkeit. Vorsor-
gepläne, die keine Altersrente vorsehen, sind mit dem BVG nicht vereinbar. Der Bezug 
des Kapitals kann nur als Option für den Versicherten vorgesehen werden. Sie lehnen 
daher den Absatz 1 ab. 

Die SGK-S und ARGOS wenden ein, dass mit der starren Grenze von 10 Prozent die 
Wahrscheinlichkeit eines Ereignisses zu wenig berücksichtigt werden kann.  

Nach TG ist der Satz von 10 Prozent eigentlich zu tief (tiefer als aktuelle Praxis), aber - 
da die Prüfung pro Plan erfolgt und als Geste zur Ermöglichung von flexiblen Lösungen - 
stimmt er zu. 

Für den SBV und den SLFV soll der Prozentsatz auf 5 % gesenkt werden. In diesem Fall 
ist Absatz 2 unbedingt notwendig, da sonst Gefahr besteht, dass Personen mit an-
geschlagener Gesundheit ganz von der Vorsorge ausgeschlossen werden. Ausserdem 
soll ausdrücklich in den Verordnungsbestimmungen festgehalten sein, dass reine Ri-
sikopläne zulässig sind. Für SVV ist das Versicherungsprinzip in allen Fällen bereits dann 
erfüllt, wenn die Risikobeiträge mindestens 7% (statt 10%) der Altersbeiträge ausma-
chen. Es ist eine Anpassungsfrist von fünf Jahren vorzusehen. Es wird daher der Antrag 
gestellt, den Artikel anders zu formulieren. Nach STV und SGV ist in Absatz 1 die Vorga-
be von 10 % in Branchen, welche sehr tiefe Risiken haben, zu einschneidend. Hier genü-
gen 5 %. SZ führt dazu aus, dass ihre Pensionskasse effektiv 6,2 % aller Beiträge, d.h. 
weniger als die vorgesehenen 10 %, benötigt. 

Die FDP gibt zu bedenken, dass die Vorgabe von 10 Prozent aller Beiträge zur Finan-
zierung der Risikoleistungen für Branchen mit sehr tiefen Risiken (und somit auch tiefen 
Risikoprämien) allenfalls zu einschneidend sein kann. Dies sollte nochmals genau über-
prüft werden. 

SVP, SBV, SLFV, Schweizerische Kammer der Pensionskassen-Experten, STV, 
SGV, SVV und ASIP beantragen, dass das Versicherungsprinzip als eingehalten gilt, 
wenn die Risikoleistungen den Mindestleistungen nach BVG entsprechen. Auch nach 
ARBEITGEBER, economiesuisse, VVP, LU, BS, OW, AI, GL, NW und BE sollten im 
überobligatorischen Teil der beruflichen Vorsorge reine Sparpläne weiterhin zulässig 
sein, da es sich um eine traditionelle Form der Vorsorge handelt. FR hebt hervor, dass 
die Untersagung von reinen Sparplänen - eine heute weit verbreitete Vorsorgeform - von 
den Versicherten nicht verstanden würde. Die Stiftung Auffangeinrichtung BVG weist 
darauf hin, dass sie - gestützt auf Artikel 47 Absatz 1 BVG - einen reinen Sparplan anbie-
tet.  
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Nach Treuhand-Kammer ist das Versicherungsprinzip nach Absatz 1 eingehalten, wenn: 
„innerhalb derselben Vorsorgeeinrichtung respektive innerhalb der Vorsorgeverhältnisse 
beim selben Arbeitgeber mindestens 10 Prozent...“. Die Verweigerung der reinen Spar-
pläne verstösst gegen den Verfassungsauftrag von Art. 113 BV. Im weiteren wird eine 
Übergangsfrist von 5 Jahren für die Anpassung der Reglemente vorgeschlagen. 

BS und TI sehen im weiteren in Absatz 1 einen Widerspruch zu Artikel 49 BVG. Das BVG 
sieht nirgends Mindestbeiträge vor, sondern definiert einzig die Leistungsseite im Mini-
malbereich. Für ZG und TG verlangt Artikel 49 Absatz 2 Ziffer 1 BVG unmissverständlich, 
dass das Versicherungsprinzip auch im überobligatorischen Bereich eingehalten werden 
muss, da es für den obligatorischen Bereich bereits entsprechende Vorschriften gibt. 
Nach innovation zweite säule liegt in Absatz 1 bei der vorgeschlagenen Regelung des 
Versicherungsprinzips ein offensichtliches Missverständnis vor. Kriterium ist doch im we-
sentlichen das Risiko des Vorsorgeträgers, dass er eine Leistung erbringen muss, für 
welche die entsprechende Finanzierung an sich sichergestellt ist und deshalb ein System 
des kollektiven Risikoausgleichs nötig ist.  

TI stellt sich gegen Absatz 2, dessen Mechanismus er nicht begreift. 

Absatz 2 birgt das Risiko von Gesetzesumgehungen. NW, AI, GL und BS führen an, 
dass es zur Erreichung der steuerlichen Zielsetzung vollumfänglich genügt, wenn mit 
Ausnahme von Artikel 37 Absätze 2 und 3 BVG der Kapitalbezug bei reinen Sparkassen 
ausgeschlossen wird.  

SH bezweifelt, dass die vorgeschlagene Bestimmung praxisgerecht ist und geht davon 
aus, dass nach Absatz 2 während der Dauer eines Gesundheitsvorbehaltes auch nur Al-
terssparguthaben gebildet werden kann, danach jedoch nicht mehr, was nicht einzu-
sehen ist. 

Für den SBV und den SLFV ist Absatz 2 unbedingt notwendig, wenn der Prozentsatz auf 
5 % gesenkt wird, da sonst Gefahr besteht, dass Personen mit angeschlagener Ge-
sundheit ganz von der Vorsorge ausgeschlossen werden. Ausserdem soll ausdrücklich in 
den Verordnungsbestimmungen festgehalten sein, dass reine Risikopläne zulässig sind. 

Absatz 2 betrachten GR und SG ausdrücklich als sachlich gerechtfertigt. Die SAEB be-
grüsst Absatz 2 ausdrücklich. Für TG ist in diesen Fällen die Beschränkung auf reine 
Sparpläne auch vom Steuerstandpunkt aus akzeptabel, wenn diese Altersleistungen nur 
in Rentenform bezogen werden können. 

Nach Stiftung Auffangeinrichtung BVG widerspricht Absatz 2 ohne ergänzende Be-
merkungen zum Spezialfall Auffangeinrichtung dem Gesetz. 

3.1.6 Mindestalter für den vorzeitigen Rücktritt (Art. 1h) 

Für die SGK-S gibt es keinen triftigen Grund für die Erhöhung der zulässigen Alters-
grenze für den vorzeitigen Altersrücktritt auf 60 Jahre und falls doch, so können auch im 
privatrechtlichen Arbeitsverhältnis gute Gründe für einen Rücktritt vor dem 60. Altersjahr 
bestehen.  

VD und TI sind der Meinung, dass die Fixierung eines minimalen Rücktrittsalters von 60 
Jahren nicht steuerrechtlich relevant ist. Dieser Artikel ist daher zu streichen, da die An-
hebung des minimalen Rentenalters viele Probleme mit sich bringt. FR, AI, UR und 
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Swissbanking befürworten eine gewisse Flexibilisierung; es muss den Sozialpartnern 
ein Maximum an Freiheit überlassen werden, dass sie der Situation angepasste Lö-
sungen vorsehen können.  

FER versteht die demografischen Probleme für die Anhebung des minimalen Renten-
alters, sie ist aber der Ansicht, dass man anpassungsfähig sein sollte, vor allem im Hin-
blick auf internationale Unternehmen, die vorteilhaftere Lösungen eingeführt und finan-
ziert haben.  

SVV, SGV, kv schweiz, SP, FDP, ASIP, ARBEITGEBER, Vorsorgeforum, VD, GE, LU, 
NW, SO, GR, Treuhand-Kammer, Schweizerische Kammer der Pensionskassen-
Experten, innovation zweite säule, VVP, SVP, SBV, SLFV, ARGOS, SGB und STV 
beantragen als Mindestalter 55, da dieses Alter von den Sozialpartnern und nicht vom 
Gesetzgeber zu bestimmen ist. Dies ist ein durch nichts zu rechtfertigender Eingriff in die 
Autonomie der Sozialpartner und die Gestaltungsfreiheit der Vorsorgeeinrichtungen so-
wie in die Lebensplanung zahlreicher Arbeitnehmenden. Die Anhebung auf Alter 60 be-
wirkt, dass die andern Sozialversicherungen belastet werden, insbesondere die Invali-
denversicherung. 

Nach SAV widerspricht Alter 60 verschiedenen Gesamtarbeitsverträgen und auch Artikel 
13 Absatz 2 BVG. Sie schlägt vor, dass die Vorsorgepläne in der weitergehenden und 
ausserobligatorischen Vorsorge reglementarische Rücktrittsalter zwischen 60 und 65 
vorsehen können. Ein vorzeitiger Altersrücktritt kann aber 5 Jahre vor dem regle-
mentarischen Rücktrittsalter erfolgen. 

Die FDK lehnt die Festlegung auf Alter 60 ab. Die (befürchteten) Steuerfolgen können mit 
einer strengeren Begrenzung der Einkäufe bzw. durch ein Verbot des Kapitalbezugs vor 
dem 60. Altersjahr geregelt werden. 

Die SAEB und NE sprechen sich für einen vorzeitigen Altersrücktritt mit 58 Jahren aus. 
ZG und SZ schlagen Mindestalter 59 vor.  

Eine Bevorzugung von öffentlich-rechtlichen Vorsorgeeinrichtungen, wie sie in Satz 2 
vorgesehen ist, lässt sich gemäss Schweizerische Kammer der Pensionskassen-
Experten, Treuhand-Kammer, ARBEITGEBER, SGV, innovation zweite säule, VVP, 
STV, LU, SO, AI, SZ, CVP, SVP, SVV, SAEB, FER, SAV, Vorsorgeforum, FDK, TI, SH, 
GL und BS nicht (mehr) aufrechterhalten. OW würde eine einheitliche Regelung für alle 
Versicherten begrüssen. 

Zudem müsste gemäss LU, SO, TG, TI, ZG, GL, SZ, BS, AI, , UR, ZH, ASIP und NW der 
Begriff „wohlerworbene Rechte“ präzisiert werden, da solche nur im Rahmen von erwor-
benen Leistungsansprüchen bestehen können, nicht aber in Bezug auf die Beibehaltung 
von gleichen Anspruchsvoraussetzungen. Für SAV sind Ausnahmen aufgrund von wohl-
erworbenen Rechten, die bis zum Inkrafttreten der neuen Bestimmung galten, möglich.  

BE beantragt die gänzliche Streichung dieses Artikels. Es ist eine Gleichbehandlung aller 
Vorsorgeeinrichtungen anzustreben und die Ausgestaltung soll Sache der Sozialpartner 
sein.  

Gemäss bisheriger Praxis akzeptieren die Steuerbehörden einen vorzeitigen Alters-
rücktritt mit 55 Jahren. In den Erläuterungen wird nun plausibel dargelegt, dass die Ten-
denz dahin geht, die Arbeitszeit zu verlängern und das Rentenalter zu erhöhen. Die SSK 
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und AG begrüssen die Heraufsetzung des Rücktrittsalters auch im Hinblick auf die Be-
grenzung der Ausfinanzierung des vorzeitigen Altersrücktritts. Für SSK und AG ist Alter 
60 vertretbar und stellt zudem einen ersten Schritt in Richtung einer erwünschten Koordi-
nation bei der angestrebten Flexibilisierung des Rücktrittsalters in der AHV dar. Unklar ist 
aber, was unter „wohlerworbenen Rechten“ zu verstehen ist. Nach SSK und AG kann je-
denfalls nicht gemeint sein, dass Pensionskassen, die bisher ein tieferes vorzeitiges 
Rücktrittsalter vorsahen oder das vorzeitige Rücktrittsalter im laufenden Jahr noch herab-
setzen, dieses auf unbestimmte Zeit beibehalten können. 

Travail.Suisse und CSP begrüssen die Festlegung auf mindestens 60 Jahre. Eine weite-
re Senkung wird abgelehnt. Als Ausnahme wird die Aufnahme der Möglichkeit eines Al-
tersrücktritts unter 60 Jahren, welcher in einem von den Sozialpartnern ausgehandelten 
Sozialplan vorgesehen ist, vorgeschlagen. SH, AR und GL sind auch mit Mindestalter 60 
einverstanden.  

In Bezug auf die demografische Entwicklung und die allgemeine Tendenz in Europa, die 
Arbeitszeit zu verlängern, sind JU und VS der Meinung, dass die Fixierung des vorzeiti-
gen Altersrücktritts auf 60 Jahre sinnvoll und wünschenswert ist. Nach JU ist trotzdem so 
weit als möglich die Verschiedenheit der Situation, insbesondere bei beschwerlichen Be-
rufen, zu berücksichtigen, die es rechtfertigt, das Rücktrittsalter entsprechend anzupas-
sen. 

Für TG und ZH ist die  Heraufsetzung auf 60 vertretbar. Um den Übergang vom aktuell 
akzeptierten Mindestalter 55 weniger abrupt zu gestalten, ist für TG auch Alter 58 (für ZH 
Alter 57) vorstellbar. Es müssen jedoch für Obligatorium und Überobligatorium die glei-
chen Bedingungen gelten. Auf keinen Fall dürfen jetzige (oder vor dem 1. 1. 2006 einge-
führte) abweichende Lösungen unbegrenzt weitergeführt werden. 

3.2 Obligatorische Versicherung der Arbeitnehmer: Versicherter Personenkreis 
 und koordinierter Lohn (Art. 1i) 

SGB ist damit einverstanden. 

3.3 Versicherter Personenkreis und koordinierter Lohn: Investitionen im Be-
 trieb (Art. 32a) 

Zustimmung ohne Kommentar: VVP 

SSK, AG, SZ, VD, GE, JU, BS, GR, AI, SG, ZG TG, SO, BE, GL, ZH, SGB, Tra-
vail.Suisse, kv schweiz, NE, VS und SP missbilligen diesen Artikel. Diese Bestimmung 
ist im Widerspruch zu Artikel 4 Absatz 4 BVG, wonach die geleisteten Beiträge und Einla-
gen dauernd der beruflichen Vorsorge dienen müssen. Im übrigen fehlt eine aus-
drückliche gesetzliche Grundlage. Die Möglichkeit, Gelder der beruflichen Vorsorge für 
beliebige Investitionen in den Betrieb zu verwenden zu können, erhöht den Druck seitens 
Dritter wie Banken und Gläubiger auf Selbständigerwerbende in finanziell angespannten 
Verhältnissen, die Vorsorgegelder zu beziehen. Im weiteren geben viele Selbständiger-
werbende nach weniger als zwei Jahren ihre Selbständigkeit wieder auf; nicht einmal 50 
% überstehen das fünfte Jahr. Für finanziell gut gestellte Selbständigerwerbende eröffnet 
sich dagegen eine zusätzliche Gelegenheit zur Steueroptimierung. Für AI, SG, ZG, TG 
und GR ist die Bestimmung ausserdem kontraproduktiv (vorsorgerechtlich bedenklich 
und steuerrechtlich inakzeptabel). Wenn sich ein Selbständigerwerbender für den An-
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schluss an eine 2. Säule entscheidet, scheint es aus vorsorgerechtlicher und steuerlicher 
Sicht zwingend, dass die Mittel bis zur Fälligkeit gebunden und vor dem Zugriff Dritter 
geschützt bleiben. Für GR, GL, ZH und TG stellt sich die Frage des praktischen Vollzugs, 
die Verwendung für Investitionen in den Betrieb ist praktisch kaum überprüfbar. 

LU und ARGOS können dieser Bestimmung nur zustimmen, falls weitere Schranken ein-
geführt werden, um einen allfälligen Missbrauch zu verhindern. 

Der SBV und SLFV halten diese Bestimmung für absolut notwendig. FDP, STV, SBV, 
ASIP, SGV, Treuhand-Kammer und SLFV sind der Ansicht, dass nicht bloss ein einma-
liger Vorbezug möglich sein sollte, sondern ein mehrmaliger. Für FDP und STV wäre 
wohl gerecht, wenn für Bezüge für Betriebsinvestitionen die gleichen Bestimmungen gel-
ten würden wie für die Vorbezüge zur Finanzierung von Wohneigentum. Nach der Treu-
hand-Kammer war es nie Ziel dieser Bestimmung zu verunmöglichen, Wohneigentum zu 
erwerben und gleichzeitig einen Vorbezug für Investitionen zu tätigen. Es wird die Strei-
chung der Verweise von Artikel 79b Absatz 3 BVG und Artikel 14 WEFV beantragt.  

SVV und economiesuisse haben gegen einen einmaligen Vorbezug nichts einzuwen-
den. Sie können sich als alternative Handhabung vorstellen, dass dieser Bezug in Form 
einer einmaligen Barauszahlung ausgestaltet wird, unter Anrechnung an spätere Einkäu-
fe. Sie schlagen daher eine eigene Fassung des Artikels vor. 

Innovation zweite säule fragt sich, ob diese Bestimmung überhaupt nötig ist, ansonsten 
soll die Vorsorgeeinrichtung eine entsprechende Frist festlegen können.  

Die SGK-S äussert sich kritisch zu dieser Bestimmung und wirft die Frage auf, ob nicht 
weitere Einschränkungen für einen solchen Vorbezug notwendig wären: einen grösseren 
zeitlichen Abstand als 3 Jahre bis zur Entstehung des Anspruchs auf Altersleistungen 
und eventuell eine Begrenzung der Höhe des Vorbezugs auf einen Teil der Austrittsleis-
tung, um die Gefahr des Rentenverlustes zu begrenzen. 

Die Stiftung Auffangeinrichtung BVG wirft die Frage auf, ob mit dieser Bestimmung ei-
ne neue Barbezugsmöglichkeit für Selbständigerwerbende, die einen Barbezug bei Auf-
nahme ihrer Tätigkeit gemacht haben, geschaffen wird. Zudem sollte darauf hingewiesen 
werden, dass „geltend machen“ verstanden wird als das Einreichen der kompletten Un-
terlagen. 

3.4 Einkauf, versicherbarer Verdienst und versicherbares Einkommen 

Einkauf (Art. 60a) 

SGB, SBV, SLFV, SVV, economiesuisse, ASIP, VVP, Travail.Suisse, kv schweiz, 
FDK, GR, SH, TG, AR, UR, ZH und LU sind damit einverstanden (LU, BS, TI, SG, NW, 
SH, GL und SO: für den Begriff „Parameter“ siehe Anmerkungen zu Art. 1f).  

Für GR ist besonders wichtig, dass für Einkäufe die gleichen Parameter gelten, dass da-
für also kein höheres Leistungsziel definiert wird. (Bei Beitragsprimatkassen wird dies 
meist durch eine „Aufzinsung“ der Einkaufstabellen erreicht, indem die Vorsor-
geeinrichtungen von einer durchschnittlichen Verzinsung der Altersgutschriften aus-
gehen, welche die durchschnittliche Lohnentwicklung inkl. Teuerung wesentlich über-
steigt.). Nach SSK, SG, TG, GL, AG, SZ und VD wäre es hilfreich, sich in den Erläute-
rungen zur Praxis der Steuerbehörden bezüglich der Realverzinsung zu äussern. Zu be-
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achten ist auch, dass nicht gleichzeitig für die Festlegung des Umwandlungssatzes mit 
einer tiefen Verzinsung und für die Einkaufstabelle mit einer hohen Verzinsung gerechnet 
werden kann. Im weitern wird in den Erläuterungen ausgeführt, dass der Experte bzw. die 
Aufsichtsbehörde zu kontrollieren haben, ob die angenommenen Parameter den tatsäch-
lichen Gegebenheiten entsprechen. SSK, SZ, VS und AG stellen aber fest, dass sich die 
Aufsichtsbehörden heute sich in der Regel nicht um versicherungstechnische Belange 
kümmern. Diese Behörden müssen mit geeigneten organisatorischen Massnahmen si-
cher stellen, dass eine solche Prüfung künftig stattfindet. Nur wenn die Prüfung durch die 
Aufsichtsbehörden gewährleistet ist, können die Steuerbehörden in der Folge ohne weite-
res darauf abstellen.  

SO, TG und AI machen zudem folgenden Vorschlag für einen neuen Absatz 2, welcher 
den Absatz 2 in Artikel 60b ersetzen soll: „Bei Personen, die sich neu der zweiten Säule 
anschliessen, reduziert sich der Höchstbetrag der Einkaufssumme um ihr Guthaben in 
der Säule 3a, soweit es die aufgezinste Summe der jährlichen gemäss Artikel 7 Absatz 1 
Buchstabe a BVV 3 vom Einkommen höchstens abziehbaren Beiträge ihres Jahrganges 
ab vollendetem 20. Altersjahr übersteigt. Bei der Aufzinsung kommen die jeweils gültigen 
BVG-Mindestzinssätze zur Anwendung.“ Mit dieser Bestimmung sollen somit auch Per-
sonen erfasst werden, die bereits einmal einer Vorsorgeeinrichtung angehört haben, an-
schliessend jedoch eine „grosse“ Säule 3a geäufnet haben. Zudem wird berücksichtigt, 
dass bei umhüllenden Vorsorgeeinrichtungen bereits ab Alter 20 Altersbeiträge entrichtet 
werden können. 

Nach der Treuhand-Kammer ist diese Bestimmung zu streichen, da es im Sinne des 
Gesetzgebers ist, dass die Vorsorgeeinrichtungen die Parameter selber festlegen. Soll 
die Bestimmung dennoch bleiben, wird folgende Änderung vorgeschlagen: „Die Vor-
sorgeeinrichtung ist in der Festlegung der Annahmen für die Ermittlung der Ein-
kaufsmöglichkeiten grundsätzlich frei. Die Parameter dürfen aber nicht derart gewählt 
werden, dass die resultierende Kombination als ungewöhnlich zu betrachten ist und da-
bei zu sehr hohen Einkaufsmöglichkeiten führt“. 

Sonderfälle (Art. 60b) 

Die Treuhand-Kammer, SH, SBV, SLFV, Travail.Suisse, kv schweiz, SVV, AI, ZG, 
TG, SO, SGB, VS und LU sind einverstanden. 

TG und ZH sind einverstanden mit Absatz 1. 

Die SVP beantragt die ersatzlose Streichung beider Absätze: in Bezug auf Absatz 1 mit 
dem Argument, dass Artikel 79a BVG neu den Anspruch auf den vollen Einkauf aus-
drücklich vorsieht, in Bezug auf Absatz 2 damit, dass dieser Bestimmung rein fiskalische 
Motive zugrunde liegen. 

Nach innovation zweite säule muss geklärt werden, ob sich diese Regelung in Absatz 1 
auch auf die Zeit vor dem Inkrafttreten des BVG beziehen soll. Am Ende dieses Absatzes 
muss im Hinblick auf die Selbständigerwerbenden die entsprechende Ergänzung vorge-
nommen werden: „...des versicherten Lohnes bzw. Einkommens betragen“. 

Für SH ist ausserdem wichtig, dass das BSV die in Aussicht gestellte Unterstützung 
(auch EDV-mässig) leistet, um den absehbaren Mehraufwand in Grenzen zu halten. 
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SSK, AG, GR und VD sind mit der vorgeschlagenen Regelung in Absatz 1 für Personen, 
die aus dem Ausland zuziehen, einverstanden. Sie ist einfach zu handhaben. Mit dieser 
Regelung wird auch nicht verhindert, dass jemand sofort den vollen Versicherungsschutz 
hat, kann er doch Einkäufe im Sinn von Art. 6 und 12 FZG mit jährlichen Ratenzahlungen 
vereinbaren. 

FER ist gegen die Limite von 20 % des versicherten Lohnes, wie er im Reglement defi-
niert ist. Obwohl man gegen gewisse Missbräuche vorgehen muss, soll nicht die uner-
lässliche Mobilität des Personals bestraft werden. Nach FER, ARBEITGEBER, Schwei-
zerische Kammer der Pensionskassen-Experten und SGV muss diese Limite anpas-
sungsfähig sein (2 Jahre, ev. 3 Jahre anstelle von 5 Jahren und mit einem Satz von 50 % 
oder 33 % und nicht 20 %). Aus gleichem Grund ist FER gegen die Limitierung der Ein-
kaufsmöglichkeiten, die ausserdem viele Selbständigerwerbende betrifft, die selber die 
wirtschaftlichen Risiken tragen. Die SGK-S hält die Einschränkung der Einkaufssumme 
von Personen, die aus dem Ausland zuziehen, auf 20 Prozent in den ersten 5 Jahren für 
nicht begründet.  

Der VVP, economiesuisse und BE schlagen vor, Absatz 1 ersatzlos zu streichen. Nach  
VVP bedarf es für Einzelfälle keiner Sonderregelung; die Steuerbehörden werden in Ein-
zelfällen weiterhin ihr Veto einlegen können und wollen. Nach BE widerspricht diese Be-
stimmung Artikel 9 FZG und dem EU-Recht (Gleichbehandlungsgrundsatz der Inländer 
und Ausländer). In Absatz 2 ist die Einkaufsbeschränkung viel genereller zu formulieren, 
so dass sämtliche Personen erfasst werden, die jemals eine grosse Säule 3a gebildet 
haben. 

Für SwissBanking ist es quasi unmöglich zu wissen, ob die aus dem Ausland kom-
menden Versicherten einer Vorsorgeeinrichtung angeschlossen waren, und die Vor-
sorgeeinrichtung hat nicht die Mittel, um sicherzustellen, dass der Versicherte sich zum 
ersten mal einer Vorsorgeeinrichtung anschliesst. 

Nach SZ muss auch sichergestellt werden, dass sich Personen nur beschränkt einkaufen 
können, wenn sie früher einmal in der Schweiz versichert waren, dann aber unter Inan-
spruchnahme eines Kapitalbezugs ins Ausland wegzogen, oder wenn sie nach dem Zu-
zug in die Schweiz innert der ersten 5 Jahre den Arbeitgeber wechseln. Ausserdem ist 
zwingend auch die Anrechnung von Wohneigentumsförderungs-Vorbezügen aus der 
Säule 3a zu regeln. 

Nach Schweizerische Kammer der Pensionskassen-Experten, VVP und ASIP ist Ab-
satz 2 ersatzlos zu streichen.  

AI, ZG, TG und SO sind mit der pauschalen Regelung im Interesse der einfachen Hand-
habung einverstanden. Hingegen schlagen sie eine andere Formulierung vor, bei der die 
Anrechnung eines Teils der Säule 3a nicht nur bei jenen Personen gemacht würde, die 
sich erstmals einer Vorsorgeeinrichtung anschliessen. Im Interesse der Rechtsgleichheit 
sollte dieses Vorgehen auch für Personen angewandt werden, die früher kurz einer Pen-
sionskasse angehört und danach die Vorsorge mit den „grossen“ 3a-Abzügen aufgebaut 
haben (z. B. oft Ärzte).  

SG lehnt Absatz 2 ab und verlangt (unter Hinweis auf seine Praxis) allgemein für Steuer-
pflichtige, die früher den grossen 3a-Steuerabzug gemacht haben, dass der Höchstbe-
trag der Einkaufssumme um das Guthaben in der Säule 3a reduziert wird, „soweit dieses 
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nicht durch Beiträge im Ausmass von Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe a BVV 3 gebildet 
wurde“. Die Beweislast liegt beim Steuerpflichtigen. 

Für Absatz 2 darf nach GR nur auf die effektiv geleisteten Beiträge an die Säule 3a ab-
gestellt werden. Da der Versicherte beweispflichtig ist, sprechen auch keine Prakti-
kabilitätsgründe für die vorgeschlagene Bestimmung. Im übrigen sollte die Bestimmung 
auch für Personen gelten, die früher einmal der 2. Säule angehört haben. 

Nach SGB muss in Abs. 2 jedoch ein zusätzlicher Satz eingefügt werden, welcher diese 
Personen verpflichtet, der Vorsorgeeinrichtung Auskunft über allfällige 3a-Säulen-
Guthaben zu geben und Unterlagen zur Verfügung zu stellen. 

LU, BS, GL, NW, FR, UR und TI befürchten, dass die generelle Berücksichtigung der 
Säule 3a beim Einkauf von Personen, die sich zum ersten Mal einer Vorsorgeeinrichtung 
anschliessen, die Frauen benachteiligt, die nach langer Kinderbetreuung wieder eine Ar-
beit aufnehmen möchten. 

Bezüglich Absatz 2 schlagen die SSK, SO, AI, AG, NE und VD vor, diese Bestimmung 
nach Artikel 60a zu verschieben. Die SSK und AG verlangen eine allgemeinere For-
mulierung. 

Versicherbarer Lohn und versicherbares Einkommen (Art. 60c) 

Der SBV, SLFV und SAV sind einverstanden. 

Nach der Treuhand-Kammer ist Absatz 1 richtig, wird aber in der Praxis mit Blick auf die 
Gleichbehandlung mit etlichen Schwierigkeiten und nur mit grossem Verwaltungsaufwand 
durchzuführen sein. 

Der kv schweiz ist mit den Absätzen 1 und 2 einverstanden. 

Für AI, GR, TG und SO braucht es zusätzlich eine Ergänzung von Absatz 2 im Sinn der 
Ausführungen zu den Pflichten der Vorsorgeeinrichtungen in den Erläuterungen. 

Die Schweizerische Kammer der Pensionskassen-Experten, ASIP, FER und die SVP 
führen aus, dass der Wortlaut von Artikel 79c BVG für den maximal versicherbaren Lohn 
und das versicherbare Einkommen auf das jeweilige Reglement verweist. Absätze 1 und 
2 möchten jedoch die Limite auf das gesamte Vorsorgeverhältnis eines Destinatärs ab-
stellen. Dafür fehlt aber die gesetzliche Grundlage. Es wird der Antrag gestellt, Absätze 1 
und 2 zu streichen. Die Schweizerische Kammer der Pensionskassen-Experten, 
ASIP und SVP sind mit Absatz 3 einverstanden. 

Der VVP beantragt Streichung des ganzen Artikels. Absätze 1 und 2 sind aus dem Grund 
zu streichen, weil sie nicht praktikabel sind (wer soll die Gesamtheit der Vor-
sorgeverhältnisse kontrollieren und festlegen, wie zu kürzen ist?). Die Steuerbehörde 
wird in krassen Fällen einschreiten.  

AI, GR, SG, TG, BE, SGB, SSK, SZ, VVP, AG, Travail.Suisse, kv schweiz und SP for-
dern die Streichung von Absatz 3. Hier handelt es sich ausnahmslos um Personen mit 
sehr hohen Einkommen, deren bisher versicherte Löhne 774’000 Franken übersteigen. In 
solchen Fällen entstehen durch die Begrenzung auch im Risikobereich keine sozialen 
Nöte, da Invaliditäts- und Hinterlassenenrenten auf einer Basis von 774’000 Franken das 
Existenzminimum immer noch massiv überschreiten. Das gilt umso mehr, als eine solche 
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Ausnahme ganz offensichtlich gegen den eindeutigen Willen des Gesetzgebers ver-
stösst. Für AI, SG, VS und GR ist diese Bestimmung vom Gesetzestext nicht (genügend) 
abgedeckt. SSK, SZ, ZH und AG sehen keine sozialpolitische Notwendigkeit für eine 
Ausnahme gemäss Absatz 3, die ausserdem vom Gesetzestext nicht abgedeckt ist. 

Nach innovation zweite säule ist in Absatz 1 klarzustellen, ob auch ausländische Vor-
sorgeverhältnisse in die Berechnungsgrenze einzubeziehen sind. In Absatz 3 ist die 
Grenze von 50 Jahren arbiträr, weil sachlich nicht zu vertreten. Diese Bestimmung will 
wohl nochmals gründlich überlegt sein. SVV unterstützt die Übergangsregelung betref-
fend der Risiken Tod und Invalidität. Er lehnt aber die Einführung einer Altersgrenze ab, 
da auch jüngere Versicherte unter Umständen aufgrund ihrer Krankheitsgeschichte kaum 
mehr einen adäquaten Vorsorgeschutz neu aufbauen können. Soll an einer Altersgrenze 
festgehalten werden, so ist diese auf 45 Jahre zu senken. Im weiteren darf nicht in wohl-
erworbene Rechte der Versicherten eingegriffen werden. Für die ARBEITGEBER führt 
das Fehlen einer Übergangsfrist und einer Ausnahmeregelung zu unzumutbarer Härte, in 
gewissen Fällen sei eine Rentenkürzung von 20 % der Anwartschaft möglich. Er bean-
tragt, Ausnahmen vom Zusammenzug der Vorsorgeverhältnisse vorzusehen, und eine 
Übergangsfrist von 7 Jahren. 

Obwohl von dieser Regelung nur wenige Personen betroffen sein dürften, regen SSK, SZ 
und AG an, zur Sicherstellung der Umsetzung die Ausführungen zu den Pflichten der 
Vorsorgeeinrichtungen in den Erläuterungen zu Artikel 60c in die Verordnung selber auf-
zunehmen. SwissBanking stellt die Anwendungsmodalitäten dieser Bestimmung in Fra-
ge, da die Vorsorgeeinrichtung nicht die Möglichkeit hat zu kontrollieren, ob der Versi-
cherte seiner Informationspflicht nachgekommen ist. Der Versicherte allein kann daher 
diese Verantwortlichkeit erfüllen.  

3.5 Änderung bisherigen Rechts (Art. 14 WEFV) 

SGB, SBV, Travail.Suisse und SLFV sind damit einverstanden. 

SVV vertritt die Auffassung, dass dieser Absatz nicht aufzuheben, sondern redaktionell 
anzupassen ist. Er schlägt folgenden Wortlaut vor: „Einkäufe von Beitragsjahren können 
bei einem bestehenden Vorbezug WEF vom steuerbaren Einkommen abgezogen wer-
den, sofern der Vorbezug im Sinne von Artikel 60xx Absatz 4 nicht zurückbezahlt werden 
muss und die Einkäufe zusammen mit den Vorbezügen die reglementarisch maximal zu-
lässigen Vorsorgeansprüche nicht überschreiten“. 

Die ARBEITGEBER betrachten es als stossend, dass dem Versicherten der Ausbau sei-
ner Vorsorge nach einem WEF-Bezug verwehrt wird. Sie beantragen, weitere Einkäufe 
zuzulassen, nur eventuell die Einkaufssumme zu beschränken. 

3.6 Andere von den Vernehmlassungsteilnehmern eingebrachte Vorschläge 

SGB, kv schweiz und SP weisen darauf hin, dass die Konkretisierung auf Verord-
nungsebene der Versicherungspflicht für Arbeitnehmende in Berufen mit häufig wech-
selnden oder befristeten Anstellungen (Artikel 2 Absatz 4 1. Satz BVG) noch aussteht 
und im 3. Paket nicht enthalten ist. Kv schweiz weist darauf hin, dass diese Regelung 
ebenfalls dringlich ist. 
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Im weiteren wird darauf hingewiesen, dass ein Bericht der Eidg. Finanzkontrolle vom 
Herbst 2004 Handlungsbedarf bei der Besteuerung von Kapitalleistungen aufgezeigt hat. 
Die gemachten Empfehlungen sollten umgesetzt werden. 

Der FDP scheint es in Bezug auf den neuen Artikel 79b Absatz 3 BVG nicht gerechtfertigt 
zu sein, den anfallenden Zinsverlust bei den Vorsorgegeldern vor Rückzahlung des ge-
samten Vorbezugs nicht ausgleichen zu dürfen - bzw. steuerlich nicht geltend machen zu 
dürfen -, während die Zinsen von Hypothekarschulden steuerlich abzugsberechtigt sind. 
Auf diesen wichtigen Punkt ist noch einmal zurückzukommen. 

LU, BS, OW, SG, BE, SZ und NW halten fest, dass im ganzen 3. Verordnungspaket die 
Festlegung von Übergangsfristen vernachlässigt worden ist. Nach SVV dürfen die neuen 
Regelungen nicht zu ungerechtfertigten Einschränkungen und Eingriffen in erworbene 
Rechte führen, weshalb entsprechende Übergangsbestimmungen bzw. An-
passungsfristen vorzusehen sind. Auch für SH sind Übergangsfristen (z.B. zu Artikel 1c 
und 1g) zu prüfen. Auch die Treuhand-Kammer bemängelt das Fehlen von Über-
gangsbestimmungen. Können ab Inkrafttreten dieser Bestimmungen laufende Beiträge 
auf dem Maximum weiter bezahlt werden, wenn bislang höhere Löhne versichert ge-
wesen sind? Auch ist unklar, was mit den bisher angehäuften Vorsorgeguthaben ge-
schehen soll. Nach GE wird das Fehlen von Übergangsbestimmungen, die ein etap-
penweises Inkrafttreten der Verordnungsbestimmungen erlauben würden, zu gewissen 
Schwierigkeiten führen. Es müssen daher Übergangsbestimmungen vorgesehen werden, 
insbesondere bezüglich vorzeitigem Altersrücktritt, der eine gewisse Planung seitens der 
Versicherten bedingt. Da nach SSK, VS und AG der Gesetzgeber in Bezug auf den Arti-
kel 1 und die Artikel 79a ff. BVG keine Übergangsbestimmungen ins Gesetz aufge-
nommen bzw. deren Aufnahme abgelehnt hat, sind nun auch in der BVV 2 keine Über-
gangsbestimmungen vorgesehen. Solche sind auch nicht notwendig. 

Für AI, GL, UR und ZG sind grosszügige Übergangsfristen vorzusehen, um unnötigen 
administrativen Mehraufwand und Druck zu vermeiden. Dies insbesondere für den Fall, 
dass Artikel 1c (Wahlmöglichkeiten zwischen Vorsorgeplänen) nicht beibehalten wird, um 
bei der Anpassung von Vorsorgeplänen die Verletzung von wohlerworbenen Rechten zu 
vermeiden. 

SVV sieht einen notwendigen Regelungsbedarf bezüglich Artikel 79b Absatz 3 BVG. Es 
braucht unbedingt eine adäquate Präzisierung und Klarstellung, welche den Missbrauch 
verhindert, aber nicht Restriktionen vorgibt, die zulasten der Versicherten gehen. Mit Blick 
auf die notwendige Regelung und Präzisierung in der BVV 2 wird in Artikel 60xx ein kon-
kreter Vorschlag mit den entsprechenden Erläuterungen formuliert. Auch für AI, BE, ZH 
und GR braucht es in diesem Punkt zugunsten der Rechtssicherheit und rechtsgleichen 
Anwendung klärende Verordnungsbestimmungen. Nach GR verlangen der Wille des Ge-
setzgebers und der Zweck des Artikels, dass bei einem freiwilligen Einkauf auch aus dem 
bereits früher vorhandenen Vorsorgeguthaben keine Kapitalbezüge erfolgen, da sonst die 
missbräuchlichen und einzig der Steueroptimierung dienenden Ein- und Auszahlungen 
nicht effizient bekämpft werden. (Ausgenommen sind Kapitalleistungen an Hinterbliebe-
ne.) Für TG sind klärende Bestimmungen wünschenswert (für Rechtssicherheit und 
rechtsgleiche Anwendung), er wünscht vor einem allfälligen Erlass, darüber vorgängig 
angehört zu werden. Nach BE wäre zu klären: ob auch Vorbezüge vor 2006 vor dem 
Einkauf zurückerstattet werden müssen? Führen auch Einkäufe vor 2006 zu einer drei-

 

Mitteilungen über die berufliche Vorsorge Nr. 83 52 

 



jährigen Kapitalsperre? Wie berechnen sich nach einem Einkauf die Leistungen, welche 
innert drei Jahren als Kapital bezogen werden dürfen? Was gilt bei einem Teilkapitalbe-
zug neben der Rente? SSK, GL, VS und AG fragen sich, ob nicht im Interesse der 
Rechtssicherheit auch Ausführungsbestimmungen zu Artikel 79b Absatz 3 vorzusehen 
sind. Da Ausführungsbestimmungen zu Artikel 79b Absatz 3 BVG nicht Gegenstand die-
ses Vernehmlassungsverfahrens sind, verzichten SSK und AG im heutigen Zeitpunkt 
darauf, konkrete Vorschläge zu unterbreiten. Sie bedauern, dass der Gesetzestext etwas 
unglücklich formuliert ist. 

Nach Schweizerische Kammer der Pensionskassen-Experten und ASIP soll das 3. 
Verordnungspaket im Hinblick auf die Umsetzung spätestens im Juni 2005 verabschiedet 
werden. 

Nach AI, ZG und GR braucht es zusätzliche Zuständigkeitsregeln und geeignete or-
ganisatorische Massnahmen bei den Aufsichtsbehörden, da einerseits die Vorsorge-
einrichtungen diese vorsorgerechtlichen Bestimmungen beachten müssen, der Experte 
dies überprüfen und die Aufsichtsbehörde kontrollieren muss. Die vorgeschlagenen Be-
stimmungen sind in diesem Punkt nach AI völlig ungenügend. Die Zuständigkeiten müs-
sen besser abgegrenzt werden. Falls sich die Aufsichtsbehörden auch in Zukunft oft nicht 
um die versicherungstechnischen Belange kümmern sollten (bei Sammel- und Gemein-
schaftseinrichtungen werden die einzelnen Vorsorgepläne auch meist nicht vorgelegt), 
werde die Steuerbehörde auch nicht auf die Prüfung durch die Aufsichtsbehörde der be-
ruflichen Vorsorge abstellen können. Auch für TG braucht es in diesem Bereich zusätzli-
che organisatorische Massnahmen. 
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Anhang 
Liste der Abkürzungen 

Abkürzung Vollständige Bezeichnung 

AG Kanton Aargau 

AI Kanton Appenzell Innerrhoden 

AR Kanton Appenzell A.Rh. 

ARBEITGEBER  Schweizerischer Arbeitgeberverband 

ARGOS ARGOS Vorsorge SA 

ASIP Schweizerischer Pensionskassenverband 

BE Kanton Bern 

BS Kanton Basel Stadt 

CSP Christlichsoziale Partei 

CVP Christlichdemokratische Volkspartei 

FDK Konferenz der kantonalen Finanzdirektoren 

FDP Freisinnig-Demokratische Partei der Schweiz 

FER Fédération des entreprises romandes 

FR Kanton Freiburg 

GE Kanton Genf 

GL Kanton Glarus 

GR Kanton Graubünden 

JU Kanton Jura 

kv schweiz Kaufmännischer Verband Schweiz (kv schweiz) 

LU Kanton Luzern 

NE Kanton Neuenburg 

NW Kanton Nidwalden 

OW Kanton Obwalden 

SAEB Schweiz. Arbeitsgemeinschaft zur Eingliederung Behinderter 

SAV Schweizerische Aktuarvereinigung 

SBV Schweizerischer Bauernverband 

SG Kanton St. Gallen 

SGB Schweizerischer Gewerkschaftsbund 

SGK-N Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates 
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SGK-S Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Ständerates 

SGV Schweizerischer Gewerbeverband 

SH Kanton Schaffhausen 

SLFV Schweizerischer Landfrauenverband 

SO Kanton Solothurn 

SP Sozialdemokratische Partei der Schweiz 

SSK Schweizerische Steuerkonferenz 

STV Schweizerischer Treuhänder-Verband 

SVP Schweizerische Volkspartei 

SVV Schweizerischer Versicherungsverband 

SZ Kanton Schwyz 

TG Kanton Thurgau 

UR Kanton Uri 

VD Kanton Waadt 

VS Kanton Wallis 

VVP Verband Verwaltungsfachleute für Personalvorsorge 

ZG Kanton Zug 

ZH Kanton Zürich 
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